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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Das 1990 verabschiedete Bundesgesetz zur Harmonisierung der direkten Steuern der
Kantone und Gemeinden (StHG) ist auf den ersten Januar des Berichtsjahres in Kraft
getreten. Den Kantonen bleibt eine Frist von acht Jahren, um die neuen Bestimmungen
umzusetzen. Eine Motion der freisinnigen Fraktion ersuchte den Bundesrat, die
Anpassungsfrist im StHG derart zu ändern, dass der Steueraufschub bei der
Grundstückgewinnsteuer im Falle der Ersatzbeschaffung selbstgenutzten
Wohneigentums spätestens auf den 1. Januar 1996 in Kraft tritt. 1

MOTION
DATUM: 29.01.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine Motion der FDP-Fraktion, die den Bundesrat ersuchte, das
Steuerharmonisierungsgesetz (StHG) so zu ändern, dass der Steueraufschub von der
Grundstückgewinnsteuer im Falle der Ersatzbeschaffung selbstgenutzten
Wohneigentums bereits auf den 1.1.1996, und nicht erst auf den 1.1.2001 landesweit in
Kraft tritt, wurde vom Nationalrat als Postulat überwiesen. 2

MOTION
DATUM: 02.02.1995
EVA MÜLLER

Nationalrat Rechsteiner (sp, SG) verlangte mit einer Motion die Steuerbefreiung des
Existenzminimums. Insbesondere wirke sich die Besteuerung dort stossend aus, wo das
Existenzminimum ausschliesslich durch staatliche Leistungen garantiert wird (IV oder
AHV zuzüglich Ergänzungsleistungen). Auf Antrag des Bundesrates überwies der
Nationalrat den Vorstoss als Postulat. 3

MOTION
DATUM: 31.12.1997
EVA MÜLLER

Der Ständerat lehnte ein Postulat Schüle (fdp, SH) (Po. 97.3592) ab, der vorschlug, als
Alternative zu einer Kapitalgewinnsteuer eine neue Steuer auf den Vermögenszuwachs
zu prüfen. Der Vermögenszuwachs aus dem Lohn, der bereits der Einkommenssteuer
unterliegt, wäre dabei befreit worden. Gegen den Vorstoss wurde eingewandt, dass
Vermögenszuwachs auch durch Buchgewinne entsteht und die Besteuerung nicht
realisierter Gewinne im Widerspruch zum heutigen Steuersystem stünde. Hingegen
überwies der Ständerat eine Motion Delalay (cvp, VS) (Mo. 97.3647) zur Aufhebung von
Steuerlücken in Postulatsform, die auf die Einführung einer Depotsteuer, einer Steuer
für kurzfristige Kapitalgewinne für natürliche Personen und eine Besteuerung der
Erträge aus den Kapitalversicherungen mit Einmalprämien zielt. Eine WAK-Minderheit
des Nationalrates um Jans (sp, ZG) strebte mit einer Motion (Mo. 97.3192) die volle
Besteuerung der Kapitalversicherungen mit Einmalprämien an. Der Vorstoss wurde
unter anderem mit dem Argument bekämpft, dass die WAK ohnehin über den
Behnisch-Bericht zur Schliessung von Steuerlücken diskutieren würde und im Moment
keine Entscheide präjudiziert werden sollten. Der Nationalrat lehnte die Überweisung
der Motion auch in der schwächeren Form des Postulats mit 58:68 Stimmen ab. 4

MOTION
DATUM: 21.09.1998
URS BEER

Eine Motion der SP-Fraktion (Mo. 97.3663), welche die Besteuerung von natürlichen
und juristischen Personen vom Wohnsitz in den Kanton des Arbeitsorts verlagern
wollte, wurde vom Nationalrat auch als Postulat mit 75 zu 51 Stimmen abgelehnt. Die SP
wies in ihrer Begründung darauf hin, dass die Zentrumslasten zentraler Orte durch
diese Verlagerung ausgeglichen werden könnten. Eine angemessene Rückerstattung an
den Wohnsitzkanton wurde dabei in Aussicht gestellt. Ruey (lp, VD) und Bundesrat
Villiger waren jedoch der Meinung, dass das Problem der Zentrumslasten nicht durch
eine Verlagerung der Besteuerung sondern durch den Finanzausgleich angegangen
werden sollte. Diese Thematik war im Berichtsjahr vor allem in der Westschweiz aktuell
geworden. Das Bundesgericht hatte im Oktober dem Kanton Genf untersagt, bei
Pendlern aus der Waadt Steuern einzufordern. Der Kanton Genf hatte im November
1998 einzelnen gut verdienenden Pendlern schriftlich eine Steuerpflicht in Aussicht
gestellt, nachdem der Kanton Waadt es mehrmals abgelehnt hatte, sich an den
Zentrumslasten des Stadtkantons Genf zu beteiligen. Das Bundesgericht verwies in
seinem Urteil auf das Verbot einer Doppelbesteuerung.
Zur Besteuerung von Wohneigentum siehe unten, Teil I, 6c (Wohnungsbau und
-eigentum). 5

MOTION
DATUM: 16.12.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Nationalrat Imhof (cvp, BL) verlangte vom Bundesrat die Aufhebung der steuerlichen
Doppelbelastung bei Familienunternehmen. Der Steuerabzug sowohl auf dem Gewinn
des Unternehmens als auch auf der Dividende der familieneigenen Aktien sei
ungerechtfertigt. Der Bundesrat empfahl, den Vorstoss in ein Postulat umzuwandeln. Im
internationalen Vergleich sei die Steuerbelastung der Körperschaften in der Schweiz als
moderat zu werten. Zudem seien Reserven primär im Unternehmen und nicht im
Privatvermögen der Aktionäre zu äufnen. Der Nationalrat folgte diesem Antrag und
überwies die Motion als Postulat. Eine ähnlich lautende Motion Zuppiger (svp, ZH) (Mo.
00.3155), die sich aber über die Familienunternehmen hinaus auch für eine
Abschaffung der Doppelbelastung bei Aktiengesellschaften und normalen Aktionären
einsetzte, wurde vom Nationalrat ebenfalls als Postulat überwiesen. 6

MOTION
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Entgegen dem Antrag des Bundesrates überwies der Nationalrat in seiner Wintersession
eine Motion Raggenbass (cvp, TG) zur Milderung der Progression bei der direkten
Bundessteuer. Dadurch sollte primär der Mittelstand entlastet werden. Die aktuelle
Besteuerungspraxis hemme die Leistungsbereitschaft und bestrafe
Selbständigerwerbende und Unternehmerinnen. 7

MOTION
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Zur Milderung der ansteigenden Gesundheitskosten im Alter, insbesondere für
Zusatzversicherungen, verlangte Spielmann (pda, GE) höhere Abzüge bei der direkten
Steuer. Der Nationalrat überwies diesen Antrag als Postulat. Ganz abgelehnt wurde
hingegen eine Motion Jans (sp, ZG) (Mo. 99.3116) zur steuerlichen Gleichstellung von
Pensionskassenleistungen gegenüber Kapitalbezügen aus der dritten Säule. 8

MOTION
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Mit einer Motion forderte Mugny (gp, GE) (Mo. 00.3240) die vollständige steuerliche
Entlastung von berufsbedingten Kinderhütekosten für Einelternfamilien. Der
Bundesrat wies darauf hin, dass solche Abzüge in der Vernehmlassungsvorlage zum
Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern nicht mehr vorgesehen
seien. Am ersten Verhandlungstag wurde die Motion im Nationalrat von Bortoluzzi (svp,
ZH) bekämpft, in der Wintersession aber von der Volkskammer als Postulat überwiesen.
Mit einer parlamentarischen Initiative hatte Spoerry (fdp, ZH) bereits im Frühjahr
erreicht, dass bestehende Kinderbetreuungskosten-Abzüge in den Kantonen bis zum
Inkrafttreten der Reform der Ehepaar- und Familienbesteuerung aufrecht erhalten
werden können. 9

MOTION
DATUM: 13.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Der Ständerat überwies eine im Vorjahr vom Nationalrat gebilligte Motion Raggenbass
(cvp, TG) zur Milderung der Progression bei der direkten Bundessteuer als Postulat. 10

MOTION
DATUM: 08.06.2001
MAGDALENA BERNATH

In der Herbstsession nahm der Nationalrat diskussionslos eine Motion Banga (sp, SO) an,
welche analog dem Sold für Militär- und Zivilschutzdienst sowie dem Taschengeld für
Zivildienst den Feuerwehrsold von der direkten Bundessteuer befreien will. Eine
parlamentarische Initiative Studer (evp, AG) (Pa. Iv. 03.422), welche die Einführung einer
eidgenössischen Erbschafts- und Schenkungssteuer verlangte, wurde mit dem
Argument abgelehnt, eine solche Steuer käme einem Eingriff in die kantonale
Steuerhoheit gleich, da verschiedene Kantone diese Steuer entweder abgeschafft oder
reduziert hätten. 11

MOTION
DATUM: 08.10.2004
MAGDALENA BERNATH

Diskussionslos überwies der Ständerat eine im Vorjahr bereits von der grossen Kammer
gebilligte Motion Banga (sp, SO), welche analog dem Sold für Militär- und
Zivilschutzdienst sowie dem Taschengeld für Zivildienst den Feuerwehrsold von der
direkten Bundessteuer befreien will. 12

MOTION
DATUM: 28.09.2005
MAGDALENA BERNATH
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Gegen den Antrag des Bundesrates lehnte der Nationalrat eine Motion Rey (sp, VS) ab,
welche einen Kontrollmechanismus verlangt hatte, um die Vereinheitlichung der
zeitlichen Bemessung der direkten Steuer zu überprüfen und die Anwendung des
Steuerharmonisierungsgesetzes sicherzustellen; die Ratsmehrheit war der Auffassung,
dass das Anliegen bereits erfüllt sei. 13

MOTION
DATUM: 08.03.2006
MAGDALENA BERNATH

In seiner Antwort auf eine Interpellation Béguelin (sp, VD) erklärte der Bundesrat, die
Vorschläge zur Schliessung der Kontrolllücke bei der formellen Steuerharmonisierung
seien nicht auf uneingeschränkte Zustimmung gestossen. 24 Kantone hätten sich zwar
grossmehrheitlich dafür ausgesprochen. Die empfohlene Schaffung einer
Kontrollkommission erhielt jedoch weniger Zuspruch. Verbände und Organisationen
zeigten sich noch kritischer. Aufgrund der negativen Reaktionen seien die politischen
Mehrheiten nicht vorhanden, um das Projekt durchzubringen, weshalb der Bundesrat
beschlossen habe, einstweilen auf weitere Schritte zu verzichten. Wenn er aber ein
entsprechendes deutliches Signal von der Finanzdirektorenkonferenz erhalte, wolle er
das Thema wieder aufnehmen. 14

MOTION
DATUM: 26.09.2006
MAGDALENA BERNATH

Eine Motion Kiener Nellen (sp, BE) forderte den Bundesrat auf, Artikel 71 Absatz 3 des
Bundesgesetzes über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und
Gemeinden umgehend umzusetzen. Dieser besagt, dass für die Steuererklärung und
die dazugehörigen Beilagen für die ganze Schweiz einheitliche Formulare zu verwenden
sind. Der Bundesrat wies darauf hin, dass in diesem Bereich bereits wesentliche
Fortschritte erzielt werden konnten. Der Nationalrat lehnte die Motion mit 67 zu 108
Stimmen ab. 15

MOTION
DATUM: 01.10.2007
LINDA ROHRER

Eine Motion der FDP (Mo. 07.3046) und eine Motion Pfisterer (fdp, AG) sowie eine
Standesinitiative aus dem Kanton Solothurn (St. Iv. 05.307) und eine aus dem Kanton
Aargau (St. Iv. 05.310) verlangten eine Vereinfachung der Besteuerung von natürlichen
Personen. Während die FDP sich lediglich für eine Vereinfachung der Besteuerung der
natürlichen Personen einsetzte, schlug der Ständerat Pfisterer eine Flat-Rate-Tax oder
eine Reduktion auf wenige Tarifstufen vor, liess aber die Wahl des definitiven Modells
zur Vereinfachung offen. Auch der Kanton Solothurn schlug eine Flat-Rate-Tax vor,
während der Kanton Aargau in seiner Standesinitiative das zu wählende Modell zur
Vereinfachung der Besteuerung von natürlichen Personen ebenfalls offenliess.
Abgesehen von der Motion Pfisterer lehnte das Parlament alle Vorstösse ab. Die beiden
Standesinitiativen waren zwar zunächst vom Nationalrat angenommen worden, der
Ständerat lehnte diese aber anschliessend wieder ab. 16

MOTION
DATUM: 19.12.2007
LINDA ROHRER

Im Nationalrat wurden zwei Motionen behandelt, die das Steuersystem für natürliche
Personen vereinfachen wollen. Zum einen überwies er eine Motion Pfisterer (fdp, AG),
die der Ständerat 2007 akzeptiert hatte und welche die Einführung eines neuen
Steuersystems mit einer Flat-Tax oder wenigen Tarifstufen forderte. Weiter stimmte er
für eine Motion der FDP-Fraktion (Mo. 08.3854), die eine Revision des DBG und des
StHG forderte um die Besteuerung von natürlichen Personen zu vereinfachen. Zudem
soll das Recht des Steuerzahlenden auf Einfachheit der Besteuerung verbrieft werden.
Der Bundesrat äusserte Zweifel an diesem Vorhaben, insbesondere glaubte er, dass es
in Widerspruch zu geltenden Bestimmungen in der Bundesverfassung geraten könnte
und beantragte deshalb Ablehnung der Motion auch wenn er mit dem grundsätzlichen
Ziel einer Vereinfachung der Besteuerung übereinstimmte. Der Nationalrat liess solche
Bedenken nicht gelten und überwies die FDP-Motion diskussionslos mit 124 zu 63
Stimmen. 17

MOTION
DATUM: 11.06.2009
NATHALIE GIGER

Der Ständerat befasste sich mit der Vereinfachung des Steuersystems und behandelte
dabei drei Standesinitiativen (ZH, St. Iv. 08.324; AR, St. Iv. 05.310; SO, St. Iv. 05.307)
sowie eine Motion der FDP-Fraktion. Die Kommissionssprecher wiesen darauf hin, dass
der Bundesrat mit der Überweisung der Motion Pfisterer (fdp, AG) bereits zum Handeln
gezwungen sei und dass nun die Federführung zu einer solch komplexen Reform beim
Bundesrat und nicht bei einer parlamentarischen Kommission liegen solle. Einzig die
Motion der FDP-Fraktion, die eine Revision des DBG und des StHG forderte, sei offen
genug formuliert, um den Handlungsspielraum des Bundesrates und der Kommission

MOTION
DATUM: 17.03.2010
NATHALIE GIGER
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nicht einzuschränken. Der Ständerat folgte der Argumentation seiner Kommission und
lehnte die Standesinitiativen allesamt ab, hingegen überwies er die Motion der FDP-
Fraktion. 18

Der Ständerat überwies eine Motion Schweiger (fdp, ZG), die eine umfassende Revision
des Steuerstrafrechts verlangt. Dabei sollen die Strafbestimmungen über die einzelnen
Steuer- und Abgabeerlasse vereinheitlicht und vereinfacht werden und damit die
Rechtsgleichheit und Rechtssicherheit verbessert werden. Der Bundesrat hatte die
Motion abgelehnt, da er sich nicht zu einer raschen Revision verpflichten wollte. 19

MOTION
DATUM: 15.09.2010
NATHALIE GIGER

Nach der Zustimmung durch den Ständerat im Vorjahr hiess auch der Nationalrat eine
Motion Schweiger (fdp, ZG) gut, die eine umfassende Revision des eidgenössischen
Steuerstrafrechtes anstrebte. 20

MOTION
DATUM: 01.03.2011
LAURENT BERNHARD

In der Wintersession 2013 und der Frühjahrssession 2014 schrieben Stände- und
Nationalrat die Motion Pfisterer (fdp, AG) für eine Vereinfachung der Besteuerung von
natürlichen Personen im Rahmen des Geschäfts 12.060 mangels politischen Willens zur
Umsetzung ab. 21

MOTION
DATUM: 10.03.2014
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2013 und der Frühjahrssession 2014 schrieben Stände- und
Nationalrat die Motion der FDP-Fraktion für eine Vereinfachung des Steuersystems im
Rahmen des Geschäfts 12.060 mangels politischen Willens zur Umsetzung ab. 22

MOTION
DATUM: 10.03.2014
ANJA HEIDELBERGER

Eine Motion Jauslin (fdp, AG) hat zum Ziel, einen allgemeingültigen, an die
Marktentwicklung angebundenen Verzugs- und Vergütungszins zu Bundessteuererlassen
zu schaffen. Dies soll eine Harmonisierung der Zinsen bei Bundessteuererlassen
ermöglichen. Der Motionär stiess sich daran, dass Unternehmen, die nicht in der Lage
sind, die Steuern fristgerecht zu bezahlen, für die direkte Bundessteuer, die
Mehrwertsteuer sowie Stempelabgaben, Automobil-, Tabak- und Biersteuer
unterschiedliche Verzugszinsen zahlen müssen, die zudem mit 3 bis 5 Prozent über den
Marktkonditionen liegen. Momentan liegt die Kompetenz zur Festlegung der Verzugs-
und Vergütungszinsen beim EFD. In Zukunft sollen laut der Motion diese Zinsen mit
einem geringfügigen Zuschlag für das Handling an einen marktkonformen
Referenzzinssatz gebunden werden. 
Der Bundesrat wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass im Privatrecht
Verzugszinsen von jährlich 5 Prozent ohne Anlehnung an Marktkonditionen vorgesehen
sind. Entsprechend äusserte er die Besorgnis, dass mit dem von der Motion
geforderten Verzugszinssatz die Steuerforderungen des Fiskus als Letztes beglichen
würden, was zu Mindereinnahmen führen würde. Die Harmonisierung der
verschiedenen Zinssätze erachtete er hingegen als sinnvoll, auch wenn die freiwilligen
Vorauszahlungen bei der direkten Bundessteuer auch weiterhin einem eigenen,
zusätzlichen Zinssatz unterliegen würden. Während der Behandlung der Motion durch
den Nationalrat wies Finanzminister Maurer zudem darauf hin, dass die einzelnen
Steuern neben unterschiedlichen Verzugszinsen auch unterschiedlichen
Voraussetzungen unterliegen. So müssten bei einer Vereinheitlichung der Tarife auch
diverse Fragen zum Beispiel zu den Verfalldaten geklärt werden, wodurch der
Verwaltungsaufwand im Vergleich zum Nutzen einer solchen Änderung deutlich
überwiegen würde. Dies sah der Nationalrat anders und nahm die Motion mit 138 zu 49
Stimmen (bei einer Enthaltung) an. Während die Fraktionen der SVP, FDP, CVP/EVP und
GLP die Motion geschlossen und die BDP-Fraktion sie mehrheitlich befürworteten, fand
sie bei der SP (mehrheitlich) und den Grünen (geschlossen) keine Zustimmung. 23

MOTION
DATUM: 31.05.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Im Juni 2018 hatte die WAK-SR die Motion Jauslin (fdp, AG) zur Harmonisierung der
Zinsen bei Bundessteuererlassen beraten und dabei mit 10 zu 0 Stimmen (bei 2
Enthaltungen) einen Änderungsantrag gestellt. In der Ständeratsdebatte führte Pirmin
Bischof (cvp, SO) die Position der Kommission aus. Er verwies dabei auf die Kritik des
Bundesrates, wonach eine Koppelung der Zinsen an marktkonforme Referenzzinssätze
dazu führen würde, dass Steuerschulden zukünftig letzte Priorität erhielten.
Entsprechend schlug die Kommission vor, den Bezug zum Referenzzinssatz aus dem
Motionstext zu streichen. Der Bundesrat sollte bei Annahme der Motion folglich einzig
dazu aufgefordert werden, allgemeingültige Verzugs- und Vergütungszinsen festzulegen.
Diese müssten nicht unbedingt gleich hoch sein, da Verzugszinsen weiterhin Anreize
zum rechtzeitigen Begleichen der Steuern beinhalten, Vergütungszinsen umgekehrt
keine gewinnbringenden Anlagen darstellen sollten. Finanzminister Maurer verwies auf
die in der Zwischenzeit angenommene parlamentarische Initiatitve Regazzi (cvp, TI), die
in eine ähnliche Richtung gehe und in deren Zusammenhang man auch die Motion
Jauslin angehen könne. Ohne Gegenantrag aus der Kommission nahm der Ständerat die
abgeänderte Motion Jauslin stillschweigend an. 24

MOTION
DATUM: 10.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Anfang 2019 stimmte auch die WAK-NR der durch den Ständerat erfolgten Änderung
der Motion Jauslin (fdp, AG) für eine Harmonisierung der Zinsen bei
Bundessteuererlassen mit 17 zu 8 Stimmen zu. Eine Minderheit beantragte dem
Nationalrat hingegen, die geänderte Motion abzulehnen: Sie befürchtete, dass der
Bundesrat die Verzugs- und Vergütungszinsen durch den Verzicht auf deren Anbindung
an die Marktentwicklung auf 5 Prozent und nicht auf die gewünschten 3 Prozent
festsetzen werde. Stattdessen sollten die Ratsmitglieder der parlamentarischen
Initiative Regazzi (cvp, TI; Pa.Iv. 16.470) vertrauen, mit der die Verzugszinsen an die
Marktzinsen angepasst werden sollen, erklärte Thomas Aeschi (svp, ZG) für die
Minderheit im Nationalrat, der die geänderte Motion in der Frühjahrssession 2019
beriet. Matthias Jauslin zeigte sich in der Folge besorgt um die Harmonisierung der
Verzugszinsen der verschiedenen Steuern, die in der Initiative nicht enthalten ist.
Finanzminister Maurer betonte, die geänderte Motion Jauslin bei Annahme zusammen
mit der parlamentarischen Initiative Regazzi behandeln zu wollen. Der Nationalrat folgte
der Mehrheit mit 118 zu 65 Stimmen und nahm die geänderte Motion Jauslin an. 25

MOTION
DATUM: 30.01.2019
ANJA HEIDELBERGER

In seinem Bericht über Motionen und Postulate 2021 beantragte der Bundesrat die
Abschreibung der Motion Jauslin (fdp, AG) für eine Harmonisieren der Zinsen bei
Bundessteuererlassen, zumal er sie mit der Verordnungsänderung per 1.1.2022
umgesetzt habe. Stillschweigend folgten National- und Ständerat dem Antrag in der
Sommersession 2022. 26

MOTION
DATUM: 09.06.2022
ANJA HEIDELBERGER

Finanz- und Ausgabenordnung

Eine Motion Maspoli (lega, TI), welche die Auflistung und Durchforstung aller
Subventionsempfänger verlangt, wurde vom Nationalrat mit 61:35 Stimmen abgelehnt.
Er folgte damit dem Bundesrat, der darauf hinwies, dass die Sanierung der
Bundesfinanzen, aber auch der neue Finanzausgleich sowieso eine kritische
Überprüfung der Subventionen erfordere. 27

MOTION
DATUM: 11.03.1996
EVA MÜLLER

Ständerat Loretan (fdp, AG) verlangte in einer Motion (Mo. 99.3040), dass der Bundesrat
dem Parlament einen Gesetzesentwurf zur Aufhebung von Bagatellsubventionen
unterbreite. Gerade bei Kleinsubventionen sei die Wirkung marginal, der
Verwaltungsaufwand hingegen zu gross. Loretan wehrte sich in den Verhandlungen
gegen den Antrag des Bundesrates, die Motion als Postulat zu überweisen. Gegen das
Begehren überhaupt sprach sich Maissen (cvp, GR) aus. Das quantitative Kriterium der
Motion (Subventionen bis CHF 30'000 oder CHF 50'000) sei zu grobschlächtig.
Fraktionskollegin Simmen (cvp, SO) hatte grundsätzlich gegen eine kritische
Überprüfung von Kleinsubventionen nichts einzuwenden. Weil aber auch
Kleinsubventionen ihre Berechtigung hätten und in vielen Fällen einiges bewirken
könnten, sprach sie sich ebenfalls gegen das Begehren aus. Onken (sp, TG) wollte viel
eher bei grösseren Subventionen anpacken, wo wirkliches Sparpotential bestünde.
Bundesrat Villiger bedauerte, dass der Motionär an der Form der Motion festhielt und
empfahl sie zur Ablehnung. Gerade im Kulturbereich, würden auch kleine
Bundesbeiträge positive Wirkungen erzielen. Der Rat lehnte das Begehren mit 15 zu 12

MOTION
DATUM: 09.06.1999
DANIEL BRÄNDLI
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Stimmen ab. 28

Der Nationalrat überwies eine Motion Christen (fdp, VD) (Mo. 99.3557) diskussionslos als
Postulat. Das Begehren verlangte, dass in Zukunft Beiträge der öffentlichen Hand an
Kulturinstitutionen bei der Festlegung der Entschädigungen für Urheber- und
verwandte Schutzrechte nicht mitgerechnet werden sollen. Dazu wäre eine Änderung
des Bundesgesetzes über das Urheberrecht (URG) notwendig geworden. 29

MOTION
DATUM: 22.12.1999
DANIEL BRÄNDLI

Mit ihrer Forderung nach einer Reduktion der Staatsquote auf das Niveau von 1990
hatte die SVP-Fraktion Erfolg. Vergeblich wurde die Motion von der SP, der EVP und den
Grünen bekämpft. Fässler (sp, SG) führte den Ausgabenanstieg auf die Arbeitslosigkeit
zurück und nicht – wie in der Motion beschrieben – auf den Ausbau der
Staatstätigkeiten. Mit 92 zu 71 Stimmen überwies der Nationalrat das Begehren als
Postulat. Ausserdem verlangten die Finanzkommissionen beider Räte (FK-NR und FK-
SR) vom Bundesrat, das Budget 2002 und den Finanzplan 2003-2005 in der Weise zu
konzipieren, dass sich die Staatsquote merklich reduziere, wobei der Einfluss der
demographischen Entwicklung auf die AHV/IV auszuklammern sei. Der Bundesrat hielt
fest, dass das Finanzleitbild 2002-2004 eine kontinuierliche Absenkung der
Staatsquote auf 11,2% anstrebt und beantragte, beide Motionen abzulehnen. Der Gefahr
eines überproportionalen Anstiegs der Bundesausgaben will der Bundesrat mit einer
Koppelung derselben an die Entwicklung der Einnahmen entgegentreten. Konjunkturelle
Mehreinnahmen sollen primär zur Tilgung der Bundesschuld eingesetzt werden. Die
Fraktionen der Bürgerlichen standen dem Kommissionsanliegen zustimmend
gegenüber, die rot-grünen Ratsmitglieder und die EVP nahmen mehrheitlich eine
ablehnende Haltung ein oder verlangten die Umwandlung in ein Postulat. Schliesslich
überwies der Nationalrat seine Motion (Mo. 00.3600) mit 78 zu 67 Stimmen. Der
Vorstoss (Mo. 00.3611) wurde im Ständerat lediglich als Postulat überwiesen. 30

MOTION
DATUM: 05.12.2000
DANIEL BRÄNDLI

Mit einer Motion forderte Ständerat Pfisterer (fdp, AG) den Bundesrat auf,
institutionelle Hilfen für die bessere Verknüpfung der Sach- und der Finanzpolitik im
politischen Alltag bereit zu stellen, um den Einfluss des Parlaments zu verbessern. Mit
der vorgesehenen Unterstützung sollte jedes Parlamentsmitglied die Chance haben,
gesamtheitlich in die finanz- und sachpolitische Diskussion eingreifen zu können.
Bundesrat Villiger hielt das Anliegen für berechtigt, aber eine Gesetzesänderung nicht
für notwendig. Der Ständerat überwies den Vorstoss als Postulat. 31

MOTION
DATUM: 13.03.2001
MAGDALENA BERNATH

Anlässlich der Vorberatungen des Budgets 2002 äusserte die Finanzkommission des
Ständerates Unbehagen, dass die nur sechs Personen umfassende Finanzdelegation im
Namen des gesamten Parlaments dem Bundesrat grünes Licht geben könne für einen
milliardenschweren Kredit für die Luftfahrt. Trotz der gebotenen Eile scheine ihr dies
sehr problematisch. Sie beabsichtige deshalb, der staatspolitischen Kommission die
Einführung einer Obergrenze für Beträge vorzuschlagen, über welche die
Finanzdelegation entscheiden könne, beispielsweise 100 Mio Fr. Bei höheren Beträgen
müsste eine Sondersession einberufen oder das Geschäft zumindest der
Finanzkommission oder der WAK übergeben werden. Nationalrätin Vallender (fdp, AR)
reichte eine Motion ein, welche solche ausserordentlichen Ausgabenentscheide des
Bundesrats mit Absegnung durch die Finanzdelegation auf Beträge von 100 Mio Fr.
(resp. 500 Mio Fr. bei einstimmiger Zustimmung durch die Finanzdelegation) limitieren
will. 32

MOTION
DATUM: 20.11.2001
MAGDALENA BERNATH
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Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Alternativenergien

Les deux chambres du parlement ont adopté une motion Favre (plr, NE) chargeant le
Conseil fédéral d’examiner les moyens de promouvoir la production privée
d’électricité ainsi que les possibilités d’aménager sa rétribution à prix coûtant (RPC)
dans le cadre de la Stratégie énergétique 2050 et de proposer des mesures
correspondantes. 33

MOTION
DATUM: 29.09.2011
LAURENT BERNHARD

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

In der Sommersession 2021 behandelte der Nationalrat eine Motion Bulliard-Marbach
(mitte, FR), welche die Einführung eines pauschalen Steuerabzugs für
Freiwilligenarbeit zugunsten gemeinnütziger juristischer Personen im Sportbereich
bei der direkten Bundessteuer forderte. Auch auf kantonaler Ebene sah die Motionärin
durch eine entsprechende Regelung im StHG einen Steuerabzug vor. Bulliard
beabsichtigte mit ihrem Vorstoss, das freiwillige Engagement im Sport zu stärken. Denn
dieses sei essenziell für das reibungslose Funktionieren von Sportvereinen, in welchen
immerhin 1.3 Mio. Schweizerinnen und Schweizer Mitglieder seien. Bereits heute sei es
möglich, eine in Form von Geld oder anderen Vermögenswerten entrichtete Spende bis
zu einem Höchstbetrag von 20 Prozent des Jahreseinkommens von den Steuern
abzuziehen. Freiwilligenarbeit könne in diesem Kontext als Naturalleistung angesehen
werden, da Zeit gespendet werde. Aus diesem Grund sollte der entsprechende Artikel
zum Steuerabzug auf Spenden auf die Freiwilligenarbeit im Sportbereich ausgeweitet
werden. Finanzminister Maurer betonte den hohen Stellenwert, welcher er dem Sport
und der damit verbundenen Freiwilligenarbeit beimesse. Dennoch sei es nicht möglich,
für alle gesellschaftlichen Probleme in der Steuergesetzgebung eine Lösung zu finden.
Die Schweiz sei auf das Engagement und die Übernahme von Verantwortung, die
gewisse Personen leisteten, angewiesen. Dies treffe neben dem Sport aber auch auf
andere Bereiche wie die Jugend- oder Altersarbeit zu. Weiter verwies Maurer auf
bereits bestehende Unterstützungsmöglichkeiten für die Vereine, wie das
Sportförderprogramm «Jugend und Sport» sowie die Erhöhung der
Mehrwertsteuergrenze für Sportveranstaltungen und -vereine. Daher beantragte er, die
Motion abzulehnen. Sein Antrag blieb allerdings erfolglos. Mit 96 zu 81 Stimmen (bei 9
Enthaltungen) nahm die grosse Kammer das Geschäft an. Dabei stimmte in erster Linie
das bürgerliche Lager für die Motion, während sich die Fraktionen der SP, GLP und
Grünen praktisch geschlossen gegen das Anliegen aussprachen. 34

MOTION
DATUM: 31.05.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Der Ständerat setzte sich in der Wintersession 2021 mit der Forderung von
Nationalrätin Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) auseinander, wonach
Freiwilligenarbeit im Sport durch Steuerabzüge gefördert werden soll.
Kommissionssprecher Pirmin Bischof (mitte, SO) legte die Gründe dar, weshalb die
WBK-SR das Geschäft zur Ablehnung empfahl. Dazu zählten die Verletzung des Prinzips
der Besteuerung nach wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, das Entstehen erheblicher
Mitnahmeeffekte und das Schaffen einer neuen rechtlichen Ungleichbehandlung für
unterschiedliche Freiwilligentätigkeiten. Finanzminister Ueli Maurer sprach von einer
«recht grossen Unschärfe» des Wortlauts der Motion und warf die Frage auf, wie denn
die Freiwilligenarbeit in Bereichen wie der Alters- oder Behindertenbetreuung
gehandhabt werden müsse. Zudem sei Freiwilligenarbeit nicht nur mit Aufwand
verbunden, «es kommt auch etwas zurück» – etwa ein neuer Freundeskreis. Daher
empfehle der Bundesrat den Vorstoss zur Ablehnung, auch wenn das Anliegen
sympathisch erscheine. Stillschweigend folgte der Ständerat den beiden Rednern. 35

MOTION
DATUM: 07.12.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

1) NZZ, 29.1.93; Verhandl. B.vers., 1993, V, S. 54
2) AB NR, 1995, S. 316 f.
3) AB NR, 1997, S. 2214 f.
4) AB NR, 1998, S. 1709 ff.; AB SR, 1998, S. 485 ff.
5) AB NR, 1999, S. 2544 f.; AZ und 24h, 28.10.99
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6) AB NR, 2000, S. 1534.; AB NR, 2000, S. 449.
7) AB NR, 2000, S. 1535 ff.
8) AB NR, 2000, S. 1524 f.; AB NR, 2000, S. 841
9) AB NR, 2000, S. 1193 und 1534 (Mugny); AB SR, 2000, S. 110 f. (Spoerry).
10)  AB SR, 2001, S. 259
11) AB NR, 2004, S. 1726 ff. (Mo.) sowie 1741 und Beilagen IV, S. 346 (pa. Iv.).
12) AB SR, 2005, S. 786
13) AB NR, 2006, S. 104 ff.
14) AB SR, 2006, S. 765 f.
15) AB NR, 2007, S. 1514
16) AB NR, 2007, S. 1515; AB SR, 2007, S. 1125 ff.; AB NR, 2007, S. 2027 und AB SR, 2007, S. 852 ff. 
17) AB NR, 2009, S. 224 f. und 1239 f.
18) AB SR, 2010, S. 287 ff. 
19) AB SR, 2010, S. 810 f.
20) AB SR, 2011, S. 56
21) AB NR, 2013, S. 1980 ff.; AB NR, 2014, S. 200 f.
22) AB NR, 2013, S. 1980 ff.; AB NR, 2014, S. 200 f.
23) AB NR, 2017, S. 835
24) AB SR, 2018, S. 600 f.; Bericht WAK-SR vom 19.6.18
25) AB NR, 2019, S. 249 ff.; Medienmitteilung WAK-NR vom 30.1.19
26) Bericht über Motionen und Postulate 2022, S. 44
27) AB NR, 1996, S. 223 f.
28) AB SR, 1999, S. 501 ff.; AZ, 11.3.99
29) AB NR, 1999, S. 2671
30) AB NR, 2000, S. 1282 ff.; AB SR, 2000, S. 848 f.; AB NR, 2000, S. 842 und 1072 ff.
31) AB SR, 2001, S. 65 f.
32) 24h, 7.11.01; LT, 20.11.01; NZZ, 12.12.01; BZ, 19.11.01. 
33) BO CN, 2011, p. 732 s.; BO CE, 2011, p. 1013.
34) AB NR, 2021, S. 907
35) AB SR, 2021, S. 1253 f.
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